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Petition l4l5493; lll ,,Sonne-Areal Wildtal", Herr Dr. Raimund Klein
79194 Gundelfingen
rvegen Bausachc,
Schreiben des Wirtschaftsministeriurns vom 01.04.201 l, Azt 32-260/Bl-
Sonne-Areal Wildtal

Zu dcr Petition nirnrnt die Gemeinde Cunde lfingen wie folgt Stellung:

I. Gegenstand dcr Pctition

Der Petenf setzt siclr dafür ein. dass die beiden Cebäude - das Gasthaus ,,Sonue" und die
Scheune in Wildtal - die irn Geltungsbereich des von der Geureinde Gundclfingen
beschlossenen Bebauungsplan ..Arcal Sonrre. Wildtal" liegen. erlralten werden. Er spricht sich
gegen den Bebauungsplan aus.

IL Die Prüfung der Pctition hat Folgendes ergeben:

l) Schilderuns des Sachverhalts

Der Sachverhalt ist unfangrcich und kornpliziert. Unt den weitgehend falschcu Behauptungen
de.s Petenten elltgcgellzutretelr ist es erforderlich. den Sachverhalt in der gebotenen
Gründlichkeit auszuführc».
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Das betroffene Grundstück ..Sonne-Areal" ist ca, I L000 qllt groß und liegt an der Talstraf]e iu
wildlal. eineh) ortsteil von Gr-rndelfingen. wildtal hat ca. 1.500 Einrvohner, das ca. I krn
entfernte Gundelfingen ca. I0.100 Einrvohner (zusammen I0.600 Einuobrrer). Das
Grundstück der Sonne entspricht in err+a der ursprürrglicheri ljofieite (I{offläche) des
sonnenhofes. f)er landrvirtschafilichc Betrieb wurde schon vor. r,ielen Jaluen ,ralrezu
aulgegeben und im wesenrlichen auf die Rcben oberhalb der .,sonne" beschränkt. Das
eigentliche Gelände des sonnenhofes n.lit wiesen, Reben uncl wald geht weit über das hier
beftoffene Grundstück hinaus, den Hang hinauf.

Aufdem Crundstück slehen neben kleineren Gebäuden das ehemalige Gasthaus ,.Sonne" und
die Scheune des Sonnenhofs. Die,.Sonne" war seit denr t7- Jahrhundert Wi(schaft; sie war
ein beliebtes Lokal r.rnd gesellschaftlicher Mitteipunkt Wildtals. Hier uurden die
Familienfeste gefeierl. Zur Wiftschafi gehörte auch ein l{aum für Veranstaltut.rgen. Das
Gebäude der.,Sonrre" wurde bcreits in den 60-er stark umgebaut und baulich verändert. Dabei
wurden so starke Eingriffe in den historischen Bestand vorgeno[lmen. so dass es nicht unter
Denkmalschutz steht (Anbau Versamn:lungsmurn / Gastraum an der Nord-Ostseite. Einbau
von Dachgauben. Einbau von Gästezinrnrern im Dachgeschoss, neuer Ktichenbereich. neues
Treppenhaus r.rsw.). f)as alte lrachw,erk ist teilweise erhalren. ?0 Yo bis 80 % der Bausubstanz
stammen aus den 60-iger Jahren. Die Aussage von Llcrrn Klein. dass der Denknralschutz I99l
aufgehoben rvutde, um der Eigentümcrl"arnilie eine bar"rliche Erraeiterung zu errnöglichen, ist
falsclr. Inr Ralrmen der Aufirahme von l4 landwirrschafilichen Anwesen in das
I)orfentwicklungsprogramrn (die ,.Sonne" wurde nicht aufgenomnren) hat das
Landesdenkmalamt Baden-Württenrbelg am 03.09.1991 mitgeteilt. dass das Gasthaus Sonne
,,in seinem historischen Besland so stark verändeft is1, dass es keine Denkmaleigenschaß
mehr aufweist". f)er Denknulsclrutz wurde also niclrt aufgehoben, um eine bauliche
Erweiterung zu ernröglichen; die bereits damals durchgeführten baulichen Veränderungen
fillrrten zunr Verlust der Denkn:aleigenschaft.

Die Scheune wurde 1903 erichtet und nach einem Brand 1954 erneuert. Schon seit
Jahzehnten hat die Sclreune keincn landwirtschal'tlichen Nutzzweck nrehr, übcr viele Jahre
war dort ein Kfz-Betrieb untergebracht. Die Sclreune genießt keinen Denkmalschutz: sie hat
:roch nie unter Denkmalschutz gestaltden. Sie ist nicht autlrentisch. man spiirt. dass das große
Dach aus den 50-igel Jahren stamnrt.

Das Areal ist im Flächennutzungsplan von 1978 - auclr in seinel Fo(schreibung 2001 - als
einziges ueues Wohnbaugebiet ftir den Ortsteil Wildtal ausgewiesen. Die übrigen Freif)ächen
Wildtals stehelr ganz übcrwiegend unlet Landscltaftssclrutz. Es besteht in Wildtal aufurund
der utrnrittelbaren Nähe zu Freiburg urrd der landschaftlich schönen Lage eine starke
Nachfrage nach Wohruzum. Das geplantc Wohngebiet ist also auclr für die Entwicklung
Wiidtals vorr Bedeutung. Schon in ss I der Zusatzvercinbarung von I971 zum
Eingliederungsvemag hat sich die Genreindc' Cundelfingen zur,.sofortigen Erstellung des
Bebatrungsplanes ,,Sonne" velpflichtet. rvonrit eine Wohnbebauung des südlichen Ausläufcrs
des Gelätrdes gemeint war. Die Anordnrrng einer sinnvollen Wohnbebarrr,urg aul' diescr
Hofrcite war angcsichts des Bestands der,,Sonne" und Scheune urrd insbesondele augesichts
des von der Gemeinde wieder a»gcstrcbten Wirtschaftsbetriebs der .,Sonne" nicht einfaeh.
Daraus resultierrn letztlich die Konflikte und [Jberlegungen. Für'eine sinnvolle s(äd{ebauliche
Ordnung n:üsserr auch die t-age bzr,,,. der Bestand von ..Sonne" und Scheune in die
Überleguugen einbez-ogerr u,er den.

ln den 80-er Jaliren drängte die dautalige Erbengemeinschaft als lligentü,)rerin des Gcländcs
aul Ausweisuug von Bauplätzen südlich des Gebäudes der ,,Solrne". Sie ,rvoll(en auch eine



Aulieilung des Celäldes unter derr Erberr vornehlren. f)as Grundstiick rvar damals schon im
Grundbuclr dLnch Gläubiger finarrziell ertreblieh belastet. Die Gemeinde stellte dieses

Anliegen der Erben zunäcirst zurück, es sollte erst eine städtebauliclre Gesanrtkonz-eption ftir
das ganze Areal eralbeitet werden. Für die Gemeinde ging es um eiue simrvolle städtebauliche

Ordnung.

1985 kam es zu einem tragischen Brand der,.Sonne". Die Wiltin und ilrr Solrn, der Koch,
verloren dabei ilrr Leben. Die Erbengenreirrschaft sanierte das Gebäude in Teilbereiehen und
ftihrte es zunächst durch ein Mitglied der Erbengemeinschall weiler. Der Gemeinderat
beschloss am 22.04.1999 nach längerer Diskussion eine Abrundungssatzurrg (d.h. einen
einfachen Bebauungsplan) {ür das Gelände. Diese Abrundungsutzung, die noch heute bis
zum kikrafitrercn des nun beschlossenen Bebauungsplanes Cültigkeit hat, sieht verschiedene
Möglichkeiter: zur baulichen Erweiterung des Areals vor. Die Ausweisung elfolgte u.a. auch
deshalb, un die Scheune. die jeu-t so rursbitten ist, abzureißen und dut'ch einen
Gescltosswohnungsbau mit vorgesetzter Giebelwand ersetTJlt zu könuen. Der Betrieb der

,,§onne" sollte gest€irkt und u,eitergeftihrt werden. Der Satzungsbeschluss erfolgte einstinrmig
irn Geineinderat. Das Gasthaus .,Soune" soll nach der Abrundungssalzurg er[:alten und ',r,eiter
betieben werden.

chen Mögl ichkeitcn der Abrundungssatzung &ulden jedoch nicht von den
Eigentiimern real tsle . Der wurde klank und verstarb, so dass die ,.Sonne" seit dem ,Iahrrt
2000 leer steht und verwahrlost, wie das gesamte ungenutzte Celände arrch. Die tiranziellen
Belastungen des Grund§tiickes wr:chsen weiter an.

Die Gemeinde bemühte sioh vergeblich urn eine Weiterführung des Betriebes der,,Sorule".
Aus der Erbengemeinschalt fand sich jedoch niernand, der das Glundstück mit dem linanziell
belasteten Grundstück ütremehmen wollte. Angesichts der hohett Kaufpreisforderungen der
Erbengemeinschaft, die zeitweise bei 5 Mio. bis 6 Mio. DM lagen. konnte die Gemeirrde das

Cruüdsltiek auclr niclrt selbst erwerben. Es gab und gibt liir diese Problematik auch keine
tragfühigen Förderprogramme des Landes oder Bundes. Es wurdeu zahlreiche Vorschläge und
erweiterte Bebauungsmöglichkeiten gepritft. Letztlich scheite(e ein Crrutderwerb oder eine

sinnvolle Bebauung au der Einigung mit der Erbengenreinschaft. Die Genteinde konnte die
übertrieber-ren Bebauungsvorstellungen, die weit über die l{ofreite und teilwcise über die
Ausweisung des Wohngebietes irn Flächenrrutzungsplan hinaus ginge.n, nicht billigen.

Die Erbengerneinschafi bot all die Jahre das Gelände auch überregionai in der Frarikfurler
Allgemeinen Zeitung (FAZ) auf den: Immobiliennrarkt an und versuchte einen Investor zu
finden. Zahlreiche Investoren legten der Gerneinde ihre völlig übeflr'iebenen baulichen
Vorstellungen vor und forderten von der Gerneinde die Aulttellung eines neuen

Bebauungsp[anes mit größercn Bebauungsnröglichkeiten. Die überzogenen Vorstellurtgen
u,urdeu vom Gemeinderzl abgelehnl.

Det Cemeinderat errlwickclte jedoclr - schon in einem Cemeinderatsbeschluss von 2003 -
Grundsätze und Ziele ftir die Wiedertrelebrmg des Celändes. Die Grundsätze wurden itn LauE
des Planungsprozesses u,eiter korrkretisiert.
Diese sind;

Es soll - wie schon im Flächennutzutlgsplan vorgesehen - eirre Woirnbebaung

zugelasser u'erden. Ils besteht auch ein Bedürfuis für Wohnungen in Wildtal.
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2. Es soll das Ga§haus ,,Sonne" wieder entstehen,
das Zentrum Wildtals war, wo die Feste gefeiert
für die Wildfüler Bikger genutzt werden kormte.

3. Eine Bebauung im Hang oberhalb des Grundstückes hinter den
scheidet wegen der Eingnffe in die Landschaft, des
PräDedenzwirkung für andere Hangbereiche Wildtals aus.

damit sie als kularelles Zentntm Wildtals auf Dauer auch
hinweg erhalten bleibt. Da die ,,Sonne" nicht nur den

inklusive Theke sowie alle mit dem Gebäude nicht fest
einschließlich des Inventars bezahlen. Das Gebäude kann

Untersuchungen letalich nicht mit als Ziel aufgenommen. Bereits
sieht den Abriss der Scheune und den Bau eines Wohngebäudes an

Vorzug der,,Sonne" als das historische Zentrum, nach der auch das
(siehe hierzu auch die Ausführungen auf den folgenden Seiten 5

I

I

l

I

I

l

weil die ,Sogne* über Jaffirnderte
wuden und qo ein Nebanrarm auch

1

Gebäuden
Ortsbildes und der

Die Grenzen des im

die Generationen
des neuen

Gegenstände
die Verpachtung der

dem

Abnmdiragssatzung
Stelle der Scheune

benarmt ist

Flächennutzungsplan ausgewiesenen Wohngebietes wären übersc{ritten.
4. In der,,Sonne" soll im Erdgeschoss - ähnlich wie früher -

Weinstube) und im Obergeschoss ansteile der F möglichst ein
Versammlungsraum eingerichtet werden. Anstelle der W / des Cafds, soll

Vor dEr ,,Sonne"auch die Einrichtung einer Bäckerei mit Tagescafd möglich
wird wieder ein Plaltz (Dorfplatz) angelegt.

5. Die ,,Sonne" mit dem Dorfplatz soll möglichst ins Eigentum Gemeinde übergehen,

Wohnbauvorhabens dienen soll, sondem darüber hinaus auch ailen Einwohnem des

Ortsteils Wildtal, ist die Gemeinde bereit, eine Eigenbeteili an der Neuenichtung
gesarnte Ausstattungder .,Sonne" zu leisten. Zu diesem Zweck wird die Gerneinde

Wirtschaft finanziell von der Gemeinde getragen werden. e Gemeinde ist zwar
gezeigt, dass z.B. beidurchaus ff.iLr Privatbesitz, in der Vergangenheit hat sich j

einem Generationswechsel der Fortbestand der Gaststätte sein kann. Aus
diesem Grunde ist die Gemeinde auch Eigentümerin der Gaststätten

,,Ochsen". ,,Rößle" und ,,Engel" in der Ortsmitte Gundelfingen
6. Das öffentliche Gebäude ftir Wildtat, d.h. die ,,Sonne", soll seiner Kapazitltt und

werden. So hat auch
der nun geplante Bürgersaal in der ,,Sonne" rund 90 bis 100 Sitzglätze. §y'egen der

b des Hau.ses aber

keine größeren Dimensionen etwa für den regionalen annehmen. Dies wäre
auch schwerlich mit der grundsälzlichen Ausweisung lm
Flächennutzungsplan vereinbar.

7. Da die Gemeinde nicht Eigentümerin des Grundstückes ist, m
Ei gentümer an gestrebt werden.

Der Erhalt der Scheune wurde von dem gemeinderätlichen riach vielen

vor. Die großvolumige Scheune geht über den Wildtäler Bedarf
ein Betrieb der Scheune würden die finanziellen Kräfte der

. Eine Sarrierung und
überfordem. Im

Rahmen der Untersuchungen zeigte sich, dass Wohnungen am sinnvo auf dern südlichen
Teil des Grundstückes errichtet werden. wo die Scheune steht. heidend ist jedoch der

6). Aufgrund der
räumlichen Begrenzung des Grundstilckes können bei einer sinnvo Wohnbebauung nicht
die ,,Sonne" erhailen bzw. neu erstellt und gleichzeitig die Scheune bleiben.

Für das gesamte, auch über das Baugebiet hinausreichende Gelände Sonnenhofs und des

angrenzenden Murstetäilchens (sog. Murstedobel) mit dem erstellte die Gemeinde
t Vorschlägen, welcheschon 2003 in einer landschaftlichen Untersuchung ein Leitbild

Wirtschaft (Cafe /

von
Größe her vor allem auf die Wildtäler Bedüir:frrisse

Begrenäheit des Grundstückes und Lärmproblematik soll der

eII
lnTrmme
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I talt

ver I§Xrener

ru§onsct r

§e

oeI
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Bereiche insgesamt freigehalten und welche Teile noch bebaut
Leitbild ist eine Grundlage ftir den beschlossenen Bebauungsplan.

und Ortsterminen kamen sich der neue Eigentümer und die
in vielen Sitzungen über Anordnung und Umfang der Wo

können. Disses

Gemeinde närer. Es wurde laage,

Gemeindeorgane, die
&teüschutz) lmd
Entschcidrmg mit
Diskussionen, der

hat. Die Wohnhäuser
len hier ir.n Zentrum

ist aus dem
rryeichen. Die

werden

Das Amtsgericht Freiburg ordnete schließlich 2007 auf Betreiben Gläubigers eines
Mitglieds der Erbengemeinschaft die Zwangsversteigerung des an. Im Vorfeld
der Zwangsversteigerung kaufte der jetzige Eigentümer, die Firma ukovic - Enemag mit
Sitz in der March, im Jahr 2008 das Gnurdstück. Die Firma ist Balträger sowie zugleich
Hoch- und Tiefbauuntemehmen, sie erstellt ihre Vorhaben also mit eigpnen Mita$eitem. Hen
Vukovic, der Inhaber, hat in öffenttichen Diskussionen stets Wert darauf gelegt, dass er
Grundstücke nicht nur wegen des Bauträgergeschäfts aufkauft, sbndem auch um sein
Bauuntemehmen auszulasten und seine Mitarbeiter zu besch,iftigen.

Der neue Eigenti.imer wandte sich an die Gemeinde mit der Bitte, einen Bebauungsplan ff.ir
eine Wohnbebauung nach den Vorgaben des Fl
signalisierte, dass er grundsätzlich auch bereit ist, die städte chen Giundsätze der
Gemeinde, insbesondere die Wiederbelebung des Gasthauses ,, - wegen seines
Zustands durch Neuerrichtung - zu erftillen. Eine Sanierung der lehnrc er ab wegen
ihes baulichen Zustandes, der schlechten Nutzbarke,it der S ftir den Einbau von
Wohnungen und der ungünstigen Lage auf dem südlichen Teil des die sich ftir
Wohnungen eignet. Er verwies dabei auf die bestehende A
Abrissmöglichkeit der Scheune.

ungssata&g mit der

Die Gemeinde beauftragte das renommierte Freiburger S , fsp §tadtplanrmg
Dr. Fahle, mit der Erstellung des Bebauungsplanes. Erst langsam, zahlreichen Sitzungen

die Höhe und Angemessenheit eines Infiastrukturbeitrages nach §
Abhängigkeit von Umfang und Qualität der Wohnbebauung
verschiedene Varianten erörtert, die jeweils unterschiedlich hohe
entsprechend in der Höhe gestaffelten Infrastrukturbeitrag vorsahen.
hierzu selbst Vorschläge, die Gegenstand der Beratungen waren. Die

sowie über die Lage
des öffentlichen Bereiches mit Wirtschaftsbetrieb und Dorfplatz Ebenso wurde über

I BauGB und dessen

Es wurden
ohaflächen und einen

Eigentitner machte
gErieten auch

längere Zeit ins stocken. Es war ein Entwicklungsprozess, an dem
Fachbehörden, mehrere Fachgutachter (2.8. Schallschutz, Verkehr,
die Öffentlichkeit intensiv teilnahmen. Der Eigentürner wirkle in
eigenen Vorschlägen mit. So wurde der jetzige Bebauungsplan nach I
Prüfung von vielen Varianten und unter großer öffentlicher und Einbeziehung der
zahlreichen Behörden entwickelt und im Gemeinderat arn24.02.2011 goßer Ivlbhheit (16
zu 4) beschlossen. Die ca. 30 geprüften Varianten hängen öffentlich Rathaus aus.

von bis zu 18 / 19 m. Die Bebauung ist lockerer als in manch Teilen Wildtals, wo in
den letzten Jahren zum Teil eine starke Nachverdichtung
haben eine klare Kubatur und sind nach Süden ausgerichtet. Sie
Wildtals auch ein gewisses Gewicht aufireisen. Das W
Flächennutzungsplan, entwickelt. Die Scheune muss der W
Sandsteine des Gebäudes sollen liir gestalterische Elemente auf dem Grundstü& verwendet

Der Bebauungsplan sieht auf dem südlichen und mittleren Teil de! Geländes 5 attraktive
Wohnhäuser mit insgesamr 38 Wohnungen vor. 3 der Häuser haben h Vollgeschosse piFf
Attikageschoss. Die beiden hinteren, im Bereich des aufsteigenden tlangs stehenden Häuser
haben 3 Vollgeschosse plus I Attikageschoss. Die Häuser haben einen Abstand untereinander

werden. insbesondere für die Stützmauer, die für die Anlage s im Bebauungsplan

aufzustel len und

elrltn(



vorgesehenen Gehweges entlang des Grundstückes an der Talstraße ist. Wenn hier
Wohnungen entstehen, soll aus Gründen der Verkehrssicherheit auch ein Gehweg gebaut
werden.

der
sich

Wirtschaft und Versammlungsraum. Sie wird gegenüber dem Standort etwas nach
und eine klare

utzung im Norden des

Grundstückes möglich ist. Der Wirtschaftsbetrieb der ,,Sonne" und der Versammlungsraum
sollen die Wohnungen möglichst nicht stören

Vor der neuen ,,Sonne.. ist wieder ein Platz angeordnet. Hier, auf nördlichen Teil des
Wildtaler EtrenmalGmndstückes, befinden sich bereits der Wildtäer Dor$nrnnen und

sowie in der Nähe auch das alte Rathaus, so dass die Konzentration öffentlichen Beriebes
auf dem nördlichen Grundstücksteil auch historisch gerechtfertigt ist. ier waten auch fülher
schon Ansätze für eine Ortsmitte. Durch das Gelände ftihrt ein

idßrmg

In dem Entwurf des städtebaulichen Vertrages ist vorgeseherq dass der

Grundstückseigentümer/lnvestor das nackte Gebäude der,,Sonne" Gaststätte im EG und
Die Gemeinde leistet
Ausstattuüg inklusive

BüLrgersaal im OG auf seine Kosten selbst an neuer Stelle errich
hierzu einen substantiellen Beitrag, indem sie die Kosten der
Küche, Theke sowie für alle mit dem Gebäude nicht fest Gegenst inde
einschließlich des Inventars übemimmt. Dieser Beitrag der Gemei beläuft sich auf cg.

Unterhaltungs- undI 50.000 EURO. Zusätzlich übemimmt die Gemeinde die
Bewirtschaftungskosten Nach dem Entwurf des stlidtebaulichen V ist vorgesehen,
dass sich der Investor verpflichtet, die von ihm neu zu erri ,,Sonne" mit den

Auf dem nördlichen Teil des Geländes sieht der Bebauungsplan

,,Sonne" in historischer Form mit dem alten Fachwerk vor. [n der

Norden verseta, damit im Süden Platz fur eine Wohnbebauung

konfliktfreie Tremung von Wohnnutzung im Süden und öffentlicher

und Radweg (d.h. der hisorische Kirchweg), der auch der Erschl
dient.

öffentlicher Fuß-
der Wotnhäuser

dazugehörigen Grundstücksflächen unentgeltlich an di
privatwirtschaftliche Verwertung des zu überfagenden
Gewinnerzielungsabsichl ist ausgeschlossen. Mit der

zu
Geländes

sollen ausschließlich
öffentliche Zwecke verfolgt werden- Die Gemeinde wird anschli das Bürgerhaus
betreiben, d.h. die ,,Sonne" mit der Gastwirtschaft rmd dem B . Die Ciaststätte im
Erdgeschoss wird als Cafe, Weinstube oder kleinere Gaststätte (e nach Konzeption und
Eignung des Pächters) verpachtet. Es besteht auch die Möglichkeit, Erdgeschoss an eine
Bäckerei mit Tagescafe zu verpachten. Der Bürgersaal im wird von der

e überaagen. Eine
die Gemeinde mit

Gemeinde selbst verwaltet. Der Pächter des Cafes / der Gasstätte
bewirten. Eine Gewinnerzielungsabsicht der Gemeinde ist dabei
,,Sonne" trägt auch ganz erheblich zur Attraktivitätssteigerung des W

auch dea Bügersaal
gegeben. Die neue

bei.

Das gemeindeeigene Gasthaus ,,Engel" in der Ortsmitte Gundelfingen wird von dcr Gerneinde
nach ähnlichem Prinzip geführt. Das Gasthaus wurde im Rahmerl der Sanienrng etwas
versetzt mit dem alten Fachwerk neu errichtet. Das Cafd im Erd$eschoss wird von der
Gemeinde verpachtet, der Bürgersaal im Obergeschoss von der Ger{einde direkt verwaltet.
Der Pächter bewirtet auch Veranstaltmgen im Bürgersaal. Das Gebf,ude trägt sich dadurch
selbst.

Die über der ,,Sonne" und den Wohnhäusem liegenden Hangbeieiche des ehemaligen
Sonnenhofes mit Reben, Wiesen und Wdd bleiben frei. Die zahlreichen Stelhmgnahmen der
Behörden zum Bebauungsplan (Regierungspräsidium, Landratsamt, 'Regionalverüand usw.)

6
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Die von der Bürgerinitiative ,,Sonne-Areal" geforderte Sanierung der cheune mit Wirtschaft
und Bürgersaal fand keine Mehrheit im Gemeinderal. Der Gem legt - wie viele
Wildtiiler Bürger - das Gewicht auf die ,,Sonne" als der historische

Scheune hat zudem - wie dargelegt - eine ungthstige Lage fflr eine

auch gegenüber den schon vorhandenen Wohnhäusem in der Nac

ttelpunkt Wildtals. Die
Wohnbdbauung und

gehen alle von der Zulässigkeit des Bebauungsplanes

Bebauungsplanverfahren aus. Andemfalls hätte der Gemeinderat
beschlossen.

insgesamt ein umfassendes Bild zu machen. Entscheidend ist, dass

Gemeinderat und wohl auch der Bevölkerung den Vorang auf
entspricht der Geschichte Wildtals. Unabhängig davon würde eine

der Einbau eines Wirtschaftsbetriebes und eines Saals durch die

ausgewiesan werden soll, waren im langen Diskussionsprozess
Punkte. Dementsprechend umfangreich sind das Protokoll der
die Protokolle dir vorausgegangenen berf,tenden Sitzturgen des

einem konekten
Satzung gar nicht

Lllrmkonflikte

Hinwcis auf die
Punkten

beim Ausbau als Wirtschali und Bürgersaal wären hier eher zu Die Kubatur der
sse Wildtals, dasScheune ist deutlich größer als bei der ,,Sonne" und geht über die

ca. 1.500 Einwohner zählt, hinaus. Die größere Scherme als B mit winschaft und

Bürgersaal zu betreiben, übersteigl die Aufgaben und Kräfte der . In dom ca. I km
entfemten Gundelfingen gibl es zahlreiche glößere Einrichtungen.

Die Gerneinde hat die Substanz der Scheune dennoch gründl untersucht, um sich
große il4ebrheit im
,,Sonne" legt; dies

erirng der Scheune und
Cemeinde schon aus

finanziellen Gründen -angesichts der starken Belastungen der bei den laufenden

hohen Investitionen im schulischen Bereich und bei der - völlig äusscheiden.

Eine Sanierung der Scheune als Infrastrukrurbeitag nach § l1 BauG durch den Eigentümer
zur Wohrmutzung aufwürde ausscheiden. da bei der Lage der Scheune keine klare T

dem Grundstück möglich wäre. Angesichts der dann reduzierten W urzung feh-lte es an

der ,,Angemessenheit" von Leistung und Gegenleistrmg. Der Eigentälner hat eirrc Sanierung

durch ihn ohnehin abgelehnt.

Die Fragen. ob bei der Neugestaltung des Geländes der Vorang die ,,Sonrid' oder die

Scheune gelegt werden soll oder ob möglicherweise beide Gebäude zu erhalten sind und dafür

als Ausgleich für den Eigentümer ein neues Wohngebiet oberhalb bestehen&tr Crebäude

im schutz'r,rürdigen Hang - allerdings dann auch teilweise außerhalb Wohnbaufläihe des

Flächennutzungsplans
ausführlichst diskutiene
Gemeinderatssitzung und
Ortsentwicklungsausschu SSES

Es haben sich 2 Bürgerinitiativen gebildet, die unterschiedlicher M sind:

Die Bürgerinitiative ,,Sonne-Areal' kitisiert auf unversöhnliche W die Entsdrcidung des

Gemeinderats und kündigte in einem offenen Brief schon vor der an, die
Entscheidung des Gemeinderates, ,,auch wenn sie auf dem Wege zustrmde
gekommen ist, mit allen legal zur Verfügung stehenden Mi zu kritisiercn". Ei;r
Normkontrollverfahren gegen den Bebauungsplan vor dem V ist bereits
angekilndigt, ebenso Petitionen an ,,Bund und Land". Besch an dlie Landrätin
und den Regierungspräsidenten wurden von diesen bereits

Rechtmäßigkeit der Entscheidungen der Gemeinde in den

zurückgewiesen.

Die andere Bürgerinitiative .,Sonne-Zirkel" legt Wert auf die Wiederbelebung der ,,Sonne"
und begrußt die vom Gemeinderat beschlossene s6dtebauliche Lösung mit dem Neubau der

,,Sonne" als Bürgerhaus und fordert die rasche Umsetzung zur Wiederbelebung des Geltindes.

ne

Itnre
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Diese Bürgerinitiative ist ebenfalls sehr aktiv und repräsentiert einen großen Teil der
Bevölkerung.

Die Satzung des Bebauungsplanes ist bisher nicht im Amtsblatt v
Bebauungsplan ist also noch nicht in Kraft getreten. Auch der

icht worden; der
dem Bebauungsplan

fußende Entwurf des städtebaulichen Vertrages wurde noch nichl und notariell
beurkundet. Zunächst muss der Eigentümer und Bauherr, die Firma ukovic Ertemag noch

Vertrag gar nicht abgeschlossen. Dann wird auch der Bebauungsplan nipht in Kraft gesetzt.

Der Vorwurl des Petenten, dass die Pläne und Vorstellungen der Btügerinitiative allenfalls
formal bei der Gemeinde Gehör fanden, inhaltlich aber in keiner Weise berrlcksichtigl
wurden, muss zurückgewiesen werden.

Der Bebauungsplan ,,Areal Sonne, Wildtal" wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung
nach § 13 a BauGB aufgestellt. Die Voraussetzungen hierftir wurden ausführlich geprüft und
auch dem Regierungspräsidium zur Beurteilung vorgelegt. Trotz dieser Möglichkeit der
Verfahrensvereinfachung führt die Gemeinde schon seit geraumer Zeit eine sebi intensive
Beteiligung der Öffentlichkeit duch, so dass die Kritikpunkte der Bürgerinitiative ,,Sonne-
Areal" unzutreffend sind. Bereits vor Einnitt in das ftrmliche Verfahfen wurde im Oktober
2009 eine Informationsveranstaltung im Ratssaal durchgeführt. , Dies war vor dem
Aufstellungsbeschluss. Verwaltung und Gemeinderäte haben an melireren Verarstaltungen
der Bürgerinitiativen teilgenommen. Der Bebauungsplan wurde mehrele Male in öffentlichen
Sitzungen des BOU-Ausschusses und des Gemeinderats beraten. Dabei kamen auch beide
Bü,rgerinitiativen zu Wort. Es wurden Ortstermine mit dem Bauträgbr, zusamrüen mit den
Bürgem und den Bürgerinitiativen durchgeführt. Die zahlreichen Varianten und Alternativen
des Planungsprozesses wurden in öffentlichen Veranstaltungen diskutiet.

Die Diskussion mit der Bürgerschaft wurde also sehr intensiv und breit gefrhrt. Die
öffentlichen Veranstaltungen, die Beratungen im Gemeinderat und iin BOU-Ausschuss er-
möglicht einen intensiven Meinungsaustausch. Dazu diente u.a. auch die ausfflhrliche
Bürgeranhörung am 07. Juni 2010 im Kultur- und Vereinshaus. Aucli im weiteren Fortgang
des Bebauungsplanverfahrens kommen die Bärger immer wieder zu \\iort. Es wurden vor Ort
die Umrisse und Grundflächen der geplanten Gebäude abgesteck und in einem d{fentlichen
Termin mit der Bürgerschaft begutachtet.

Im Rahmen des Planungsprozesses wurde vom BOU-Ausschuss, dei auch als Ortsentwick-
lungsausschuss tätig war, und auch im Gemeinderat zunächst ein Vdrcntwurf at sgearbeitet.
Es wurden dabei sehr viele städtebauliche Varianten untersucht, auch Varianten, die von dem
Erhalt,,Sorure" oder der Scheune oder von beiden Gebäuden aus§egangen sird. Alle 30
Varianten hzingen öffentlich im Rathaus aus. [m Rahmen der Beratrm$en im BOU-Ausschuss
wurde auch die von der BI .,Sonne-Areal" ausgearbeitete Alternative gezeigt. Die einzelnen
Planungsabschnitte wurden jeweils im Gemeinderat nach intensiver Diskrrssion in der
Öffentlichkeit mit großer Mehrheit beraten und beschlossen. Es gab auch viet Zusimmung
aus der Bevölkerung.
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Der Gemeinderat hat sich inhaltlich im Versammlungsraum und Bürgergesprächen mit den

Argumenten, Plänen und Vorstellungen der B&gerinitiqtive ,,Sonne-Areal"
auseinandergeseta. Ein von der BI ,,Sonne-Areal" beauftragte Planer, der einen

Gegenentuurf zur gemeindlichen Planung ausgearbeitet hat, Herr Roland Guth, hatte
Gelegenheit, in einer öffentlichen Sitzung des Gemeinderats seine voranstellen Auch
der von der Btirgerinitiative vorgeschlagene Spezialist fflr die
Gebäude, Herr Willi Sutter hat seine Vorstellungen in einer V

historischer
ül ernem

Vereinsheim in Gundelfingen mit Bildem vorgetagen. Hierzu waren auch die Geaeiaderäte
und der Bürgermeister eingeladen. Der Bürgermeister und eine Reihe von Gemeinderäten

waren anwesend. Selbst in einer öffentlichen Sitzung des BOU-Auischusses konnte Herr
Sutter seine Konzeption zur Sanierung der Scheune öffentlich in einenl ausfthrlichen Voruag
mit Bildem vorstellen.

Die Gemeinderäte haben sich ein sek gründliches Bild von den Überlegungel und
Vorstellungen der BI ,,Sonne-Areal" gemacht; eine inhaltliche Auseilrandersetzung mit dan

Plänen der BI ,,Sonne-Areal" fand statt; der Gemeinderat ist in seiner Abwägung den Plänen

der BI ,,Sonne-Areal" aus wohl erwogenen Grtinden letztlich nicht gefolgt. Die Ausfühmngen

im Schreiben des Petenten mit den Behauptungen sind unzutreffendi Der Gemeinderat hat
eine verantwortungsbewusste Linie verfol4.

Die Bebauung des ,,Sonne-Grundsttickes" in Wildtal ist das ir der Geschichte der Gemeinde
wohl am längsten und intensivsten diskutierte Projekt. Dementsprechend umfaagreich sind

die Akten mit den Plänen, Stellmgnahmen, Protokollen rmd Berahmgsvorlagen.

2 . Rechtliche Würdigung

a) Stadtebaulicher Vertrag
Wir wollen auf diesen Punkt in besonderer Weise eingehen, da der Rechtsanwalt der BI den

städtebaulichen Vertrag kritisiert.

In Ergänzung zum Bebauungsplan beabsichtigt die Gemeinde, einen ,,Vertrag zur
Durchführung von Erschließungsarbeiten und Maßnahmen zur Infutruktur frrr das Gebiet
Areal Sonne" mit dem Grundstückseigentümer und Bauherm auf del Gnrndlage von §§ 124

und I I BauGB zu schließen. Verträge, in denen gemäß § 124 BauGB die Erschließung eines

Baugebietes auf den Erschließungsträger übertragen und gemäß § I I EauGB bestimmte Infra-
strullurleistungen, die in Zusammenhang mit dem Baugebiet stehen, vereinbart werdeG sind
ein wichtiges Instrument, das der Gesetzgeber den Gerneinden zur Verftigung stellr.

In § I des Vertrages überträgt die Gemeinde die Erschließung im Baugebiet auf den
Erschließungsträger. In § 5 erfolgt eine konkrete Aufz{hlung der einzelnen
Enchließungsanlagen. Ablauf und Verfahren für die Duchführung där Erschließrmgsarbeiten
sind in weiteren Paragrafen geregelt.

§ 2 des Vertrages enthält eine Vereinbarung über die Leistung eines trnfrastnrknrbeiEages. Er
sieht die Planung und Neuerrichtung des Gasthauses ,,Sonhe" einsch,ließlich der
Baugenehmigung entsprechend der beiliegenden Vorentwurfspl vor. In § 6 werden
hierzu erg?inzende Ausführungen gemacht. § 7 des Vertrages sieht die Überrragung der für
den öffentlichen Bereich nötigen Grundstücksfläche an die vor.
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Nach § I I Abs. I Ziff. 1-3 BauGB können Gegenstände eines st?idtebaulichen Verüages
insbesondere sein:
Die Vorbereitung oder Durch{lihrung städtebaulicher Maßnahmen durch den Verhagspartner
auf eigene Kosten (Ziffer l), die Förderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung
verfolgen Ziele (Ziffer 2) oder (in Ziffer 3) die Übemahme von Kosten und sonstigen
Aufuendungen, die der Gemeinde für städtebauliche Maßnahmdn entstehen und . die
Voraussetzung oder Folge des geplanten Vorhabens sind. Dazu gehört auch die Bereitstellung
von Grundstücken.
Die Aufzählung der Anwendungsbereiche erfolgt im Gesetz nicht abschließend sondem
beispielhaft, was sich aus der Formulierung ,,insbesondere" ergibt. In § I I Abs. 4 BauGB
heißt es zudem ausdri.icktich: ,,Die Zulässigkeit anderer stfitebaulicher Verfräge bleibt
unbenihrt".

Nach § I I Abs. 2 Satz lmüssen.,die vereinbarten Leistungen den gesamten Umständen nach
angemessen sein". sog. Übermaßverbot, d.h. die Leistungen müssen dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit entsprechen (siehe hierzu auch Randziffer 167 des Baurechskommentars
Emst-Zinkahn-Bielenberg) Nach § I I Abs. 2 Satz 2 darf zudem die Vereinbarung keine
Leistungen enthalten, wenn der Vertragspartner ,,auch ohne sie einen Anspnrch auf die
Gegenleistung hätte" (sogenanntes Koppelungsverbot, siehe hierzu Randziffer 24 zu § I I des
genannten Kommentares).

Es liegen hier die Voraussetzungen von § I I Abs. I Ziffer I und 3, Abs. 2 und Abs.4 BauGB
vor.

Die Neuerrichtung des Gasthauses ,,Sonne" - etwas versetzt nach Norden, um im südlichen
und mittleren Bereich des Grundstückes Raum ftir die Wohnungm zu schafren und eine
möglichst konfliktfreie Trennung von Gasthausbetrieb und Wohnungen zu ermöglichen -
steht in einem mmittelbar sachlichen, kausalen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang
mit der Ausweisung des Wohngebietes und der gesamten städtebaulichen Konzeption auf dem
,,Sonne-Crundstück".

Der Begriff der ,,Durchführung städtebaulicher Maßnahmen" in § I I Abs. I SaE 2 Ziffer I
BauGB erfasst auch die geplante Baumaßnahme der Verlegulrg der ,,Sonne" mit
Neuerrichtung der Wirtschaft (Cafd, Weinstube) im ErdgeCchoss sowie einem
Versammlungsraum (Bürgersaal) für die Wildtäler Btirger. Denn der Begriff,,städtöauliche
Maßnahme" ist weit gefasst (Randziffer 114 des Kommentars). Darunter können ausdräcklich
auch kulturelle Einrichtungen, Versammlungsstätter1 fallen (siehe Randziffer 154 und 16l
des Kommentars). Die Anwendungsbereiche städtebaulicher Verträge in § I I BauGB sind
ohnehin nur ,,enumerativ" also nicht abschließend ger€gelt, was sich aus der Fonrulienmg
,,insbesondere" und dem ausdrücklichen Hinweis in Abs. 4, dass die Zulässigkeit anderer
städtebaulicher Verträge unberührt bleibt, ergibt.

Auch die Voraussetzungen in § I I Abs. I Ziffer 3 BauGB (Übernalme von Kosten, die der
Gemeinde liir städtebauliche Maßnahmen entstehen) sind hier erfültt. Die Gesamtkonzeption
mil der Ausweisung von Wohngebäuden auf dem südlichen Teil des Grundsttickes ist
ursächlich für das Verschieben des Gasthauses ,,Sonne" sowie Voraussetzung und Folge der
gesamten Konzeption fiir die Neugestaltung des Sonne-Areals. Das Gasthaus ist frr das
Grundstück, d.h. ff.ir die Ortsmitte Wildtals. eine wichtige Infrastruktureinrichtung. Dazu
gehön schon historisch eine Gastst?ittc (CafÖ oder Weinstube), auch die Möglicbkeit zur'
Einrichtung einer Bäckerei, die für das Wohngebiet wichtig ist, oder ein Versamrrlungsraum.

Der öffentliche Platz ist Teil der Gesamtkonzeption und Teil der neuen Wohnanlage- Das
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Crundstück bildet seit jeher die Ortsmitte Wildtals. Wenn hier Wohn"ngen entstehen und die
alten Gebäude weichen müsserl so bedingt dies die Neuerrichong von
Gemeinschaftseinrichtungen zur Wiederbelebung der ursprilnglichen Funllion.

Die Gemeinde hat auch berucksichtigt, dass die,.Sonne" nicht nur den neuen Bewohnem des
Wohnbauvorhabens des Vorhabenträgers zugute kommt, sondem allen Einwohnem des

Ortsteils Wildtal. Zu diesem Zweck wird die Gemeinde eine Eigenbeteiligung an der
Neuerrichtung der ,.Sonne" leisten, indem sie die Kosten für die gesamte Ausstatung
inklusive Theke sowie alle mit dem Gebäude nichl fest verbmdenen Gegenstände
einschließlich des Inventars übernimmt. Der Wert der gemeindlichen Eigenbereiligung betägt
voraussichtlich ca. 150.000 EURO. Die beabsichti$e Kostenaufteilung wurde &bei nicht
nach streng mathematischen Gesichtspunkten in dem Sinne vorgenornfnen, dass hieöei e*akt
zugmnde gelegt wurde, wem die ,,Sonne" in welchem Umfang dient. Zwar leistet der
Vorhabentäger wertrnäßig einen deutlich höheren Anteil als die Gemeinde, ob*'ohl die

,,Sonne" auch vielen ,,Alt"-Bürgern von Wildtal zugute kommt. Bei stidtebaulichen
Maßnahmen, die der Erschließung im weiteren Sirure dienen, ist ein gemeindlicher

Mindestbehalt für das Allgemeininteresse gesetzlich nicht vorgesctrieben. Die Gerneinde

könnte daher grundsätzlich alle damit zusammenhängenden Aufuendungen auf die durch die
städtebauliche Maßnahme begünstigten Privaten abwtilzen. Gleichwohl hat sich db Gemeinde
hier für eine angemessene Beteiligung entschieden. Dabei hat sie sich davon leiten lassen,

dass eine vertragliche Kostenbeteiligr.mg durch die Alt-Bürger von Wildtal prd<tisch nicht
möglich ist, da nach der Lebenserfahrung Alt-Bü,rger ohne Schafhmg von zrrsätzlichem
Baurecht zu ihren Gunsten nicht bereit sind, städtebauliche Maßnahmen freiwillig
mitzufinanzieren. Das Bundesverwaltungsgericht in einem jängst ergangenen Urteil .vom
24.03.2011 entschieden, dass eine Kostenbeteiligung fth einen Autobatrnzubringer von ca. 1/3

durch die Gemeinde und ca. 2/3 durch städtebauliche Vertr2ige rechtnäßig ist, obwohl der
Autobahnzubringer zu etwa 3/4 den Altnutzem zugute kam, die sioh an den Kosten nicht
beteiligt haben.
Bei der Höhe des vom Vorhabenträger zu übemehmenden Kostenanteils ist femer zu
berücksichtigen, dass der Vorhabenträger ausdri.icklich darum gebeten hat, die lristrngen in
natura durch seine eigenen Arbeiten erbringen zu können, und dass ihm durch die Verlegung

der,,Sonne" von dem bisherigen Standort die Möglichkeit gegeben wird, das Gnrndstück zu
Wohnbauzwecken wesentlich besser ausnutzen zu können als bei einem Verbleib der ,,Sonne"
am bisherigen Standort, bei der es zudem zu Nutzungskonflikten aufgnmd von kn:missionen
gekommen wäre. Außerdem sind in der Aufstellung des Vorhabenffigers auch erhebliche
kostenanteile für die Übertragung der Grundstücksflächen eingetechnet. Üblicherweise
werden öffentliche Flächen in städtebaulichen Verträgen bzw. Erschließungsverrägen der
Gemeinde immer kostenlos überftagen. Hier kommt hinzu, dass der Vorhabenträger die
Übertragung der öffentlichen Flächen für die ,,Sonne", den öffentlichen Platz, den Gehweg
und den Bereich des Baches auf der Südseite selbst ausdrücklich gewünscht hat, da es sich
hierbei fi.ir ihn um unwirtschaftliche Flächen handelt, die ihm keine Erträge einbringerl und er
durch eine Übertragung sicherstellt, dass er von vomherein keine Unterhaltungslasten zu
tragen hat.

Leistung und Gegeoleistung stehen auch in einem angemessenen Verhältnis. Die Rentabilität
der Investitionen des Bauträger, d.h. auch der Ertrag aus dem Verkauf der Wolmungen und
die Werterhöhung des Grundstückes in Folge des Bebauungsplanes, müssen, so der
Kommentar, in einer objektiven Ausgewogenheii zur Höhe der Infrastrukturlei§tung stehen.

Es ist hier keine Wertabschöpfung vereinbart, sondem ein konketer Beitag zur Infrastruktur

auf dem Grundstück, das die ortsmitte wildtals bildet. Der Eigenttimer, Herr vukovic, hat

gegenüber dem Gemeinderat und in der Öffentlichkeit mehrfach betont, dass er die,,Sonne"
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gerne elrichtet und dass die von ihm zu erbringenden Leislungen ftir ihn angesichts der
Ausrveisung r,on Wohuuugcn in attraktiver l..age und in Anbetrtcht dcr Nacltlrage und cles

ohnchin knappen Augebots an Wohnungen in \Vildtal angenressen rlud u,irtschalllich
\/ertretbar sind. In einenr Schleiben vom 25.10.2010 hat er dies auch ausdri.icklich betorrt und

die l{öhe seinel lnfmstlukturleistungen dalgeiegt. Diese stehen im objektiv angerressenerl
Vellrältris zu der Wohnfläche von ca. 4.000 qm. die der Behauurrgsplan eln:öglicht. [1elr
Vukovic wies zudeur daraul lrin, dass er nicht nur Bautr'äger ist sondern Arbeit iür seine

Mitarbeiter', die er in seiner']{och- uud Tiellaufirnra beschäftigt, sucht. Für' ihn ist es wichtig.
dass et'keinen Infi'astrukturbeitrag in Geld, sondern einen Beitrag in Fonrlvon Mögliclikeiten
zul Beschäftigung seiner Mitalbeiter leistet. Seine Kalkulationsgrundlagen hat er dargclegt.
Das Verfahren ist transparellt. I)er städtcbauliche Vertrag rvurde in öffentlicher Sitzung
beschlossen.

Es liegt auch kein Verstoß gegen das Kopplurrgsverbot und keine .,urrz-ulässige

Querlirraruierung" vor. I)er Bauherr hätte ohne die Aufstellung des llebauuugsplanes keinen
Anspruch auf Ericlrtung del Wohnhäuser. Es liegt hier keine ,.sachwidrige Motivation des

Velwaltungshandclrrs" (siehe Randzifller 154 des Komnreutars) vor. Es ist vielnrehr ein
organischer Zusamrnenhang gegeben.

Die Ar.rsführungen von Rechtsanwalt Sparwasser zu)n städ(ebaulicherr Veltmg iri seiner
Stellungnahme zunr llebauungsplan gehen daher fehl. ebenso sein Verweis auf seine

elfolgreiche Klage vor dem Verwalturrgsgelicht Freibulg gegen einen Infiastrukturbeitrag in
einer anderen Cenreirule. Die Genreinde Cundelfingen hat sich die Entscheidung kontnten
lasserr (Az.: 3KZl99 107). FIieLbei handelt es sich unr eine völlig andeleu Fall. Ein Bauträger
hatte ein Grundstück für zwei Doppellräuser elrvorben und mit der Getneinde einen
städtebaulichen Vertrag tiber eine Infrastrukturfolgekostenpauschale in I{öhe von 42,46 e I
qnr urngewandelter Grundstiicksfläche gcschlosserr. Mit denr Geld sollen laut Venrag ,.die
Kosten fiir die Anpassung der' örtlichen Infrastluktur (insbesondere Kindergalten, Schul- und

Sportwesen sowie alie übrigen öffentlicherr Einlichtungen) ... abgedeckt" weiden. Einc
solche pauschale Wettabschöpfung ist von § I I BauCB niclrt gedeckl und liegt hier auch gar

nicht vor.

Der Ceineinderat hat auf die Eintverrdungerr von llerrn Spalwasser hin in seirrer Sitzung anr

24, Februar 201 I folgende Begltindung als Stellungnairnre beschlossen:

.,Der (ienreinderat hat in seinen Stellungnahnren schon l'rühzeitig betont, dass er bei der

städtebaulichen Lösung auf denr Grundstück vom Erhalt der Caststätte Sonne, der Anlage
eiues Plaizes und der Anlage eines Weges ausgeht. Diese Punk(e slanden schon zur Zeit der

Erbengemeinschaft als Eigentünrerin des Grundstücks als wichtige Ziele der Cemeinde über'

der Planung. Allen lnteressenteu und potenziellcn Investorcn wurde dies mitgeteilt. Auch die
Abrundungssatzung aus dem Jalrr 1999 geht vom Erhalt und denr Betrieb der SonIre aus. Dic
Genreinde ist in dern vorliegenden Bebauungsplanentwurf irrr Interesse einel sirtnvollen

städtebaulichen Lösung bereit, die bisherige Sonue am vorhandenen Standort mit denr

vodtandenen Platz vor der Sonne aufzugeben,0lso danufzu t erziclttcn. Der treuen Planung
kar:n dann aber nul entgegengetrelen werden. wenn eine neue Sonne in historischer Form n:it
dcm alten Faclrwer* und einem Dorfplatz davor wieder en'ichtet w'ird. Diese

In[r'astrukturleistungen stehen in einerr engerr kausaleu, räunrlichen und organischen
Zusanrmerrhang rnit der Ausweisung der Wohnhäuset und dem Gesamtkonzept der Planutlg.

Die l;'irnra Vukovic hat mit Schreiben vonr 27.10.2010 mitgeteilt, dass die Wohtrungen in

gutel bis sehr guter Lage auch zu einenr guten Preis verkauft u'erdeti könnerr und dass der



Infrastrukturbeitrag als angemessen betrachtet wird. Es besteht ein Bedarf an Wohnungen, die
auch verkauft werden können. Es ist das einzige im Flächennutarngsplan in Wildtal
ausgewiesene Wohngebiet; die weiteren fieien Flächen sind fas ilberwiegend als
Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen. Durch die Firma Vukovic wurde auch die zweite
Altemative, der Umbau und die Sanierung der Scheune, geprüft. Hierbei wurde dargelegt,

dass dann die Wohnungen wegen der Anordnrmg nicht so gut verkauft werden kännen und
weniger Wohnfläche realisiert wird. In diesem Fall könnte dann nicht der Bau des

Bürgerhauses übemommen werden.

Die Verlegung der ,,Sonne" ist Voraussetzung für die Realisierung des Wohnbaworhabens

des Investors. Da der Neubau die historische Form aufirimmt rmd das alte Fachwerk
wiederverwendet wird, die neue Son-ne zudem die traditionelle Funktion der altea Sonne als

Mittelpunkt Wildtals mit Wirtschaft und Saal am Kirchweg erfttllt, ist ein Venchieben und

ein Neubau kulturhistorisch begrtindbar und vertretbar. Der Bebauungsplan mit den

Wohnungen ist für den Neubau der Sonne ursächlich. Angesichts der attraktiven Lage der

Wohnungen ist der Infiasfukturbeitrag, zu dem auch der Bereich entlang der Talstraße

gehört, noch angemessen. Grundlegend und maßgeblich ftir die städtebauliche Lösung im

Bebauungsplan ist, dass der Gemeinderat von der Wiederbelebung der Sonne sowie von der

Anlage eines öffentlichen Platzes und der Erneuerung des Kirchwegs au§geht; diese

Grundsätze und die Zuordnung des Wildräler Zentrums an der Hauptkreuzung, wo im Bereich

des Dorfbrunnens, des Kriegerdenkmals und des alten Wiidtäler Rathauses die Verkehrswege

zusammenlaufen, sind historisch ebenfalls begründbar. Diese st idtebauliche Komzeption

bildet die Grundlage des Städtebaulichen Vertrages, der hierauf aufbaut. Diese Crrundsätze

und die daraus fließende städtebauliche Konzeption des Bebauutlgsplans h&en auch

unabhängig von der Höhe des Infrastmknrbeirages Bestand".

Soweit die Beschlussfassung des Gemeinderates.

b) \Ueitere rechtliche Würdieuns

Aus der Schilderung des Sachverhaltes und der beigefügten Anlagen geht hervor. dass die
Gemeinde bei der Überplanung des Gebietes ,,Areal Sonne, Wildtal" gründlich gearbeitet hat,

Es wurden in den vergangenen mehr als 10 Jahren bei der Llberplanung des Gebiets vor dem

Bebauungsplanverfahren und während des Verfahrens alle Gesichtspunkte und Belange

geprüft. Es wurden Bestandserhebungen und Ortstermine durchgeführt. Es wurden zahlreiche
Gutachten von der Gemeinde in Auftrag gegeben, die der GemeindErat als Gnmdlage ftr
seine Entscheidung und für die Abwägung zur Verftigung gestellt worden sind
(Baugebietsbewerhrng, artenschutzechtliches Gutachten, Klimagrrtachten, Gutachten über die

bauliche Substanz und die Sanierung der Bestandsgebäude, Geologisches Cutachten). All
diese Gutachten wurden im Rahmen der ftjrmlichen Offenlage des Bebauungsplaasntwurfs

mit ausgelegt. Die Gutachten können bei Bedarf zur Verftigung gestellt werden, um den

Umfang der Stellungnahme mit Anlagen nicht allzu sehr anwachsen zu lassen, wird davon
abgesehen, die Gutachten als Anlage beizufügen. Vor Ort wurden die Umrisse det geplanten

Gebäude und deren Trauf- und Firstkanten mit Holzgerüsten dargestellt; dies wr.rrde auch vor
Ort öffentlich mit den Mitgliedem der Biagerinitiative des Petenten disktrtiert. Der
Planentwurf der Bürgerinitiative wurde dem Gemeinderat öffentlich vorgestellt und im
Gemeinderat diskutiert. Der von der BtiLrgerinitiative vorgeschllagene Spezialist filr
Sanierungen von alten Gebäuden, Hen Sutter, konnte in öffentlicher Sitzung seine

Vorstellungen und Konzepte erläutern. Die Sanierung und der Umbau der Schcune wurden

von einem von der Gemeinde beauftraglen Planer untersucht. Die geplante Bebauung wurde

in einer aufiruändigen 3-D Präsentation ausgearbeitet und dem Gemeinderat und der



t4

Öffentlichkeit vorgestellt. Über die geplante Bebauung wurde ein Modell ausgearbeitet. Die

gü.g.r- urA Öfferilichkeitsbeteiligung wurde sehr intensiv durchgeftihrt'

Die von Herm Klein in seinem Anschreiben beigefügte Schreiben von Herm Reohtsanwalt

Sparwasser vom 23. September 2010 und von Herm Bäumle vom 25. Septernber 2010 waren

Siellungnahmen, die im Rahmen der formlichen offenlage bei der Gemeiade eiagegrmgen

sind. öer Gemeinderat hat nach Vorberafung im BoU-Ausschuss am 07.12.2010 ,nd

11.01.2011 in seiner Sitzung am 24. Februar 2011 tiber die Behandlung der eingegangenen

ii"irrrsr"rr** sorgfiiltig beraten und hierüber mit 16 zu 4 Stimmen Beschluss gefas«' In

;;;-ü;; befinden" sich- das Gemeinderatsprotokoll (RA Sparwasser siehe _Seit9 
20 - 24.'

ff.,, Sa;I" siehe S. 6l - 62) und die Beratungsvorlage an den Gemeinderat (RA Sparwasser

siehe S. 56 - 77; Herr Bäumle siehe S' 184 - 191)'

Es sei darauf hinzuweisen, dass bei der öffentlichen Auslegung des Bebeuungsplurentwurfes

;;,;;; größeren Wohngebiet,,Obermatten", das dem ,,Sonne"-Grundstück gegenllberliegt

und das am ehesten vom Betrieb 
'betroffen 

ist, nur von 5 Anwesen Einwendrmgen vorgebracht

*".J*. vi"i" Bürger befürworten den Vorzug der kleineren ,,Sonne" mit der ftr die

Nachbarschaft verträglicheren Nutzung'

Der Gemeinderat hat sich seine Entscheidung nicht leicht gemacht. Alle frr die Abwfuiutg

*a fün a"n vergleich der möglichen Alternativen _erforderlichen 
Informationen wurden

Arg"fr"f , una ar.ricir den Gemeinderat geprtift und bewertet. Die nrm vom Gemeinderal

u..""hto.r"n. planung ist das Ergebnis dieses Abwäg,ngsvorgangs- Der Gemeinderat muss

letälich eine Entsch;idung treffin, die nun nicht so ausgefallen ist, wie es sich der Petent

vorstellt. Es ist Aufgabe dis Gemeinderats, die Gesamtheit der Aspekte zu seherL zu ptüfen

und untereinander zu gewichten und abzuwägen'

Der Vorwurf des Petenten an den Bürgermeister über ,,Halbwahrheiten* in den Grmdelfinger

Nachrichten isr rmzutreffend. Die ,,Gundelfinger Nachrichten" sind das Amtsblatt der

Gemeinde, in dem die Bürger informiert werden. Auch Bürgerinitialiven durften sich an die

Redakteu; wenden, die tüer die Aktivitäten berichten. Der Gemeinderat achtet auf korrekte

Handhabung und Einhaltung der vom Gemeinderat beschlossenen Richtlinien frr die

Veröffentlichung in den Gundelfinger Nachrichten'

Der Gemeinderat hat mir großer Mehrheit (und sicherlich mit großer ZuSimmrmg der

Bevölkerung) das Schwerge-wicht auf die Wiederherstellung der Sonne mit Ga§tstette rmd

Versammluigsraum, einem davor angeordneten öffentlichen DorSlatz mit einer fu Wildtal

und die Umtebungsbebauung eher verträglichen Größe gewählt. Die Aufgabe wurde sehr

..rt g.no*Ä"n. D-ie Abwagung im sirure von § lAbs.7 BauGB erfol$e gerecht.

Teilweise wurden die Punkte auch schon in schreiben der Petenten an den

Regierungspräsidenten und die Landrätin vorgebracht. sie wurden vom Regierimgspräsidium

ur,ä a".n Landratsamt geprüft und in beiliegendem Schreiben vom 03.11.2010 bzw.

29.1 1 .2010 zurückgewiesen



r5

§&r Sach- und RechLslage kann nach Aulfassirng der Gerneinde Guudellingen der
*§rin nichr ahgeholfen werden.

:

i

l
I

I,
I

l,{rt freundl ichen Cri.iflerr

? 
*],^l(,s-

Dr. Bentler

Bürgermeister'

Anlagen:
- Städtebaulichel Gestaltungsplan nrir Übersicht über die geplante Bebauung des

,.Sonne.Areals"
- Bebauungsplan,,Sonne-Area["
- Entwurf des Vertrages zur Durchfiihrung von Erschließungsarbeiten und Maßnahmen

der Infrasrruktur fur das Gebiet ,.Sonne-Areal"
- Schreiben des Regierungspräsidiums Freiburg vom 03.11.2010 und des Landratsanrtes

Breisgau-l lochschwarzwald vom 29, I L201 0
- Kopie Schreiben Landesdenkmalamt vorn 03,09.1991
. Beratungsvorlage BOU (Ein*endungen Sparwasser siehe S. 56-77 und Bäumle siehe

s 184 - t9l)
- Protokoll der Cemeinclerat-Sitzung von 24.02.201l@inwendungen Sparwasser siehe

S. 20 - 24 und Bäumle S. 6l -62)
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